
Artikel 36

(1) Die Freiheit der Vereinigungen ist gewährleistet. Sie haben 
das Recht, ihre innere Ordnung frei und selbständig zu bestim­
men.

(2) Die innere Ordnung von Verbänden muß demokratischen 
Grundsätzen entsprechen, sofern sie überwiegend die Interessen 
ihrer Mitglieder in deröffentlichkeitvertretenoderander Erfüllung 
staatlicher oder überwiegend staatlich finanzierter öffentlicher 
Aufgaben mitwirken. Das Gleiche g ilt für Verbände, die in ihrem 
Wirkungsbereich keinem wesentlichen Wettbewerb ausgesetzt 
sind. Im Rahmen des Verbandszwecks haben die Mitglieder das 
Recht auf die ungehinderte Ausübung der Meinungs- und Ver­
sammlungsfreiheit und auf die Freiheit der Gruppenbildung. Die 
gleichberechtigte Teilnahme an der innerverbandlichen Wil­
lensbildung ist gewährleistet.

(3) Verbände im Sinne des Absatz 2 Satz 2 dürfen die Mitglied­
schaft nicht aus sachwidrigen Gründen verwehren.

(4) Das Gesetz kann vorsehen, daß Vereinigungen, die nach ihrem 
Zweck oder ihrer Tätigkeit gegen die Strafgesetze verstoßen, 
Beschränkungen unterworfen oder verboten werden.

Artikel 37

(1) Die Freiheit der Parteien, gleichberechtigt an der politischen 
Willensbildung in der Gesellschaft mitzuwirken, ist gewährleistet.

(2) Die innere Ordnung der Parteien muß demokratischen Grund­
sätzen entsprechen. Die Mitglieder haben das Recht auf die 
ungehinderte Ausübung der Meinungs- und Versammlungsfrei­
heit im Rahmen des Parteiprogramms sowie auf gleichberechtigte 
Teilnahme an der innerparteilichen Willensbildung.

(3) Die Parteien haben über ihre Finanzierung öffentlich Rechen­
schaft abzulegen. Die Wahlkampfkostenerstattung ist an eine 
gesonderte Entscheidung der wahlberechtigten Bürger gebunden 
(Bürgerbonus). Diese Regelungen gelten auch für Bürgerbewe­
gungen, soweit sie sich an Wahlen zur Volkskammer oder zu den 
Landtagen beteiligen.
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